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Inhalt und SYStem der Ausbildung und Weiterbildung 
der Juristen

Die Beschlüsse des VI. Parteitages der SED, der Erlaß 
des Staatsrates über die grundsätzlichen Aufgaben und 
die Arbeitsweise der Organe der Rechtspflege vom
4. April 1963 sowie die Richtlinie des Präsidiums des 
Ministerrates für das neue ökonomische System der 
Planung und Leitung der Volkswirtschaft vom 11. Juli 
1963 (GBl. II S. 453) stellen auch an die staats- und 
rechtswissenschaftliche Aus- und Weiterbildung wesent­
lich höhere Anforderungen. Inhalt und System der 
Ausbildung und Qualifizierung der Juristen waren des­
halb entsprechend den Erfordernissen unserer Ent­
wicklung zu verändern und zu vervollkommnen.
Auf der Grundlage eines Beschlusses des Sekretariats 
des Zentralkomitees der SED faßte das Präsidium des 
Ministerrats am 10. Oktober 1963 einen Beschluß über 
den Inhalt und das System der Aus- und Weiterbildung 
der juristischen Kader. In diesem Beschluß ist das Ziel 
der Aus- und Weiterbildung fest Umrissen und sind die 
sich daraus ergebenden Aufgaben des Staatssekretariats 
für das Hoch- und Fachschulwesen, des Ministeriums 
der Justiz und der anderen zentralen Rechtspflege­
organe sowie der Juristischen Fakultäten der Universi­
täten konkret festgelegt.

Die Ausbildung der Juristen
Die juristischen Hochschulkader sind so auszubilden, 
daß sie in der Lage sind, das sozialistische Recht mit 
höchster Wirksamkeit als Instrument des sozialistischen 
Staates bei der Leitung der Volkswirtschaft, der Ent­
wicklung sozialistischer Beziehungen der Bürger zu­
einander und zu ihrem Staat sowie der Erziehung des 
neuen, sozialistischen Menschen anzuwenden. Insbeson­
dere muß die Ausbildung die künftigen Juristen be­
fähigen, das sozialistische Recht in voller Überein­
stimmung mit der gesamtgesellschaftlichen Entwicklung 
und ihren objektiven Erfordernissen durchzusetzen und 
somit zur planmäßigen Entwicklung der Produktiv­
kräfte, zur Festigung der sozialistischen Produktions­
verhältnisse und zur Weiterentwicklung der sozialisti­
schen Demokratie beizutragen.
Um dieses Ausbildungsziel zu erreichen, ist es er­
forderlich, den Studenten der Rechtswissenschaft weit­
aus gründlichere Kenntnisse über die Gesetzmäßigkeiten 
der gesellschaftlichen Entwicklung, über die Ausnutzung 
der ökonomischen Gesetze des Sozialismus, über 
das neue ökonomische System der Planung und Leitung 
der Volkswirtschaft zu vermitteln. Sie müssen exaktere 
Kenntnisse über das sozialistische Recht erhalten und 
die Prinzipien seiner Anwendung beherrschen lernen. 
Um von vornherein der Möglichkeit einer lebens­
fremden, abstrakten Ausbildung zu begegnen, wurde 
festgelegt, die gesamte Ausbildung organisch mit der 
gesellschaftlichen Praxis zu verbinden. Damit werden 
hohe Anforderungen sowohl an die Lehrkräfte als auch 
an die Studenten der Juristischen Fakultäten gestellt.

Grundsätzlich’ sollen für das juristische Studium Men­
schen mit großer Lebenserfahrung gewonnen werden. 
Die Bewerber sollen eine abgeschlossene Berufsausbil­
dung haben. Die für die Rechtspflege vorgesehenen 
Kader sollen darüber hinaus mindestens zwei Jahre 
als Facharbeiter tätig gewesen sein und nach Möglich­
keit bereits gesellschaftliche Funktionen, insbesondere 
in den gesellschaftlichen Organen der Rechtspflege, 
ausgeübt haben. Da die juristische Ausbildung künftig 
immer mehr zu einem zweiten Beruf werden wird, ist 
ferner festgelegt, daß Bewerber, die bereits eine ab­
geschlossene Fach- oder Hochschulausbildung besitzen, 
vorrangig zum juristischen Studium zuzulassen sind. 
Bei ihnen kann unter Berücksichtigung der bereits vor­
handenen Kenntnisse auch die Ausbildungszeit verkürzt 
werden.
Das juristische Studium beginnt mit einer einheitlichen 
Grundausbildung, die fünf Semester dauert und mit 
einem Vorexamen abschließt. Danach wird die Ausbil­
dung in zwei Hauptrichtungen — Bereich der Rechts­
pflege und Bereich der Wirtschaft — spezialisiert 
weitergeführt.
Die einheitliche Grundausbildung umfaßt das gesell­
schaftswissenschaftliche Grundstudium, die Ausbildung 
in den Grundlagenfächern Staatsrecht und Theorie des 
Staates und des Rechts sowie die Vermittlung von 
Grundkenntnissen der einzelnen Rechtszweige. In die­
sem Ausbildungsabschnitt sollen den Studierenden 
ferner die wichtigsten Prinzipien der sozialistischen 
Leitungstätigkeit und der Arbeit mit den Menschen 
erläutert werden. Hervorzuheben und besonders zu be­
achten ist hierbei,
1. daß das gründliche Studium des Marxismus-Leninis­
mus und der Geschichte der deutschen Arbeiterbewe­
gung ein fester Bestandteil der juristischen Ausbildung 
ist und daß die im einheitlichen Lehrprogramm für das 
gesellschaftswissenschaftliche Grundstudium festgelegte 
Zielsetzung unter Berücksichtigung der Anforderungen 
an die Ausbildung juristischer Kader zu verwirk­
lichen ist;
2. daß die Grundlage einer verstärkten ökonomischen 
Ausbildung eine eng mit dem Leben und mit den Pro­
blemen des Aufbaus der nationalen Wirtschaft der DDR 
verbundene Vorlesung „Politische Ökonomie des Sozia­
lismus“ bildet und die Ausbildung auf dem Gebiet der 
Politischen Ökonomie für alle Studierenden bei der 
Behandlung der Probleme der Planung und Leitung der 
Volkswirtschaft und der Ökonomie des sozialistischen 
Betriebes weitergeführt wird;
3. daß während des gesamten Studiums die Einheit 
zwischen der juristischen Fachausbildung und der öko­
nomischen Ausbildung herzustellen ist.
Im weiterführenden spezialisierten Studium werden die 
Juristen für den Bereich der Rechtspflege insbesondere 
auf den Gebieten Gerichtsverfassung, Zivilrecht, Zivil-

33

j


